E-MAIL vom 29.05.2020:

Sehr geehrter Herr Rusch,

 

vielen Dank, dass Sie sich mit uns in Verbindung gesetzt haben. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW hat bezüglich der derzeitig geltenden Maßnahmen zur Bekämpfung des Corona Virus eine Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bürger geschaffen, schriftliche Anfragen zu senden. Bei der Beantwortung müssen wir uns insbesondere auf Grund der großen Anzahl eingehender Anfragen darauf beschränken, die geltenden Regelungen zu vermitteln und zu erläutern wie diese im Allgemeinen ausgelegt werden können. Leider ist es uns daher nicht möglich Ihrem beschriebenen Einzelfall detailliert nachzugehen. Hierfür bitten wir um Verständnis.

 

Grundsätzlich lässt sich zu dem von Ihnen dargestellten Sachverhalt aber folgendes sagen:

 

Wir verweisen auf die geltenden Regelungen der beigefügten Coronaschutzverordnung (CoronaSchVO).

 

Für jedwede Veranstaltungen und Versammlungen gilt grundsätzlich § 13 der CoronaSchVO, wonach diese aktuell untersagt sind.

 

Erläuterung: Hierbei zeichnen sich Veranstaltungen und Versammlungen durch eine gewisse Struktur und Organisation aus. Typischerweise haben sie einen Leiter/Organisator/Verantwortlichen und einen festlegten Rahmen. Veranstaltungen und Versammlungen, die diese Kriterien erfüllen, sind generell, also sowohl im öffentlichen Raum als auch im privaten Bereich (also in nicht allgemein zugänglichen Gebäuden und in Wohnungen oder im eigenen Garten) unzulässig.

 

Zusammenkünfte und Ansammlungen gemäß § 1 der CoronaSchVO sind demgegenüber Treffen von Menschen, die einen weniger strukturierten Rahmen haben. Zusammenkünfte und Ansammlungen, die diese Kriterien erfüllen, sind derzeit nur im öffentlichen Raum verboten und im privaten Bereich nicht untersagt. Auch für den privaten Bereich gilt allerdings der Appell, soziale Kontakte zu reduzieren, soweit das irgend geht. Für Zusammenkünfte gilt, dass diese im gewöhnlichen Rahmen im privaten Raum stattfinden können. Davon abgesehen dürften allerdings Zusammenkünfte, z. B. wegen einer außerordentlich großen Besucherzahl, wegen eines „Festprogramms“ mit Auftritten von Künstlern oder wegen sonstigen „Eventcharakters“, als Veranstaltungen anzusehen sein, so dass sie gemäß § 13 CoronaSchVO auch im privaten Bereich unzulässig sind.

 

Die aktuelle CoronaSchVO gilt bis 15.6.2020. Ob und inwieweit sich danach Änderungen ergeben, lässt sich augenblicklich nicht sagen. Dies bitten wir abzuwarten.

 

Leider ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales weder in der Lage noch befugt dazu, Detailregelungen zu treffen. Dazu sind die örtlichen Ordnungsbehörden berufen, die Ihren Fall beurteilen müssen. Zudem bieten wir nur Auslegungshinweise der derzeit geltenden Verordnungen an, die für die Ordnungsbehörden und Gerichte nicht bindend sind.

 

Da es sich bei der Ausbreitung der Corona-Pandemie um ein dynamisches Geschehen handelt, wird die Landesregierung die bestehenden Regelungen aufgrund der vorliegenden Daten- und Erkenntnislage zur Ausbreitung des Corona Virus laufend überprüfen. Eine Entscheidung über eine Verlängerung der bisher getroffenen Maßnahmen wird maßgeblich vom weiteren Verlauf der Pandemie abhängen. Eine schrittweise Anpassung muss gut vorbereitet werden und in jedem Einzelfall durch Schutzmaßnahmen so begleitet werden, dass das Entstehen neuer Infektionsketten bestmöglich vermieden wird.

 

Eine aktuelle Übersicht über die aktuellen Erlasse finden Sie auf unserer Website https://www.mags.nrw/erlasse-des-nrw-gesundheitsministeriums-zur-bekaempfung-der-corona-pandemie.

 

Wir hoffen, wir konnten Ihre Frage zumindest grundsätzlich damit beantworten.

 

Die hier erteilten Informationen stellen keine rechtsverbindliche Auskunft dar und dienen lediglich als Wegweiser. Sie ersetzen nicht die individuelle Beratung durch einen Sachverständigen oder Rechtsanwalt.

 

Mit freundlichen Grüßen

 

Ihre Stabsstelle „Corona MAGS“

im Ministerium  für Arbeit, Gesundheit

und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Fürstenwall 25, 40219 Düsseldorf

